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Ø Pflicht zur Wasserversorgung 

Ø Wasserrechtliche Gestattungen für WVU, Schutzgebiete, 
Zwangsrechte

Ø Wasserrechtliche Gestattungen für Abwasserentsorger

Ø Bewirtschaftung der Gewässer

Ø Kartellrecht 

Ø EU - Recht

Agenda
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

Ø Trinkwasserversorgung ist Aufgabe der Daseinsvorsorge, 50 WHG

Ø Sie ist eine Pflichtaufgabe der Gemeinde

Ø Die gemeindliche Selbstverwaltung ist durch das GG und die 
Landesverfassungen garantiert

§ Die Gemeinden entscheiden, in welcher Rechtsform sie die 
Wasserversorgung durchführen

Flaggenbild: http://www.bildburg.de/effekte/gifanimationen/animierteflaggen/deutschlandfahneanimiert.htmlA
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

§ Es gilt das Prinzip der ortsnahen und regionalen Versorgung,  50 
Abs. 2 WHG 

§ Dies führt zu einer regional ausgerichteten Wasserversorgung, 
die Verbundsysteme in geeigneten Fällen nicht ausschließen 

§ WVU haben gemäß § 50 Abs. 3 WHG neben betriebs-
wirtschaftlichen auch Aufgaben mit gesellschaftlichen und 
ökologischen Verpflichtungen und Anforderungen wahrzunehmen 
(sparsamer Umgang mit Wasser)

§ Wasserversorgung betrifft Kommunalrecht, Kartellrecht, 
Umweltrecht, Hygienevorschriften – und WVU müssen 
kostendeckend arbeiten
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

Ø Gemeindeordnungen und Landeswassergesetze ordnen die Pflicht 
zur Trinkwasserversorgung  den Gemeinden zu, außerdem auch die 
bayerische Verfassung

Ø LWG`e und / oder Gemeindeordnungen erlauben es den 
Gemeinden, entweder die Pflicht zur Trinkwasserversorgung auf 
(private) Dritte zu übertragen oder sich zur Erfüllung dieser Pflicht 
(privater) Dritter zu bedienen  (Konzessionsvertrag)

Ø Keine Entpflichtung der Gemeinden bspw. In NRW
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

Ø außerdem: Gemeinden können sich auf der Grundlage 
landesrechtlicher Bestimmungen über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit zu Zweckverbänden zusammenschließen 

Ø dann: gesetzlicher Aufgabenübergang im Umfang der Satzung des 
Zweckverbandes

Ø außerdem: (Zwangs)mitgliedschaft in einem Wasser- und 
Bodenverband

Ø schließlich: Anstalt des öffentlichen Rechts
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

Quelle. BDEW
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

Quelle. BDEW
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

Ø Wasserversorger müssen grundsätzlich im Rahmen des 
Zumutbaren jedermann an die Wasserversorgung anschließen

Ø Grundlage entweder Anschluss- und Benutzungszwang im Rahmen 
gemeindlicher Satzungen oder Kartellrecht

Ø Versorgungsverhältnis ist entweder öffentlich-rechtlich oder 
privatrechtlich geregelt (Satzung oder privatrechtlicher Vertrag); 
gegebenenfalls auch Mischformen im Falle einer Rumpfsatzung
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

Ø Konzessionsvertrag Wasserversorgung

§ Einräumung eines exklusiven Wegerechts für kommunale 
Straßen

§ Übertragung der Aufgabe der Wasserversorgung von Gemeinde 
auf WVU

§ Aber Gemeinde hat Pflicht, TW Versorgung sicherzustellen falls 
WVU Aufgabe nicht vollständig erfüllt.
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

Ø Konzessionsvertrag Wasserversorgung

§ Keine Ausschreibungspflicht nach Konzessionsrichtlinie wenn 
alter Vertrag ausläuft

§ Aber: Primärrecht anwendbar z.B. für Gewährung der 
Wegerechte

• Wettbewerb (soweit Binnenmarktrelevanz), Nicht-Diskriminierung, 
Transparenz

• Bekanntgabe des Auslaufens in Tageszeitung o.ä. 

• Inhouse Privileg?
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

Ø Konzessionsvertrag Wasserversorgung

§ Neuer Konzessionsvertrag ist bei Kartellbehörde anzumelden, §
31a Nr. 1, 2 und 4 GWB

§ Das gilt auch für Verlängerungen

§ Zuwiderhandlung ist Owi, § 81 GWB

§ Auskunftspflicht der Kartellbehörde nach § 31b GWB

§ Konzessionsabgabe: KAE-AO und Durchführungsverordnung

§ Keine Nebenleistungen
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Wasserwirtschaftlicher Ordnungsrahmen

Ø Wasserpreise - Überprüfung

§ privatrechtl. Vertrag : § 315 III BGB

§ 31  GWB

§ öff. rechtl. Vertrag: §§ 6 ff KAG
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Daseinsvorsorge

Ø Wasserlieferung auf der Grundlage eines privat-rechtlichen 
Vertrages (AVB-WasserV) oder ö-r. Benutzungsverhältnisses 
(Satzung mit AVB-WasserV)

Ø Qualitätsanforderungen gemäß TrinkwV am Ende der 
Anschlussleitung
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Agenda

Ø Pflicht zur Wasserversorgung

Ø Wasserrechtliche Gestattungen für WVU; Schutzgebiete, 
Zwangsrechte

Ø Wasserrechtliche Gestattungen für Abwasserentsorger

Ø Bewirtschaftung der Gewässer

Ø Kartellrecht

Ø EU - Recht
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Gesetzgebungskompetenz

Ø Wasser- und Naturschutzrecht Gegenstand der konkurrierenden 

Gesetzgebung Art. 74 Nr. 29 und 32 GG

Ø Länder haben Gesetzgebungskompetenz, solange und soweit Bund 

keinen Gebrauch macht, Art. 72 Abs. 1 GG

Ø Länder haben Abweichungsrecht bei Naturschutz- und Wasserrecht

Ø Aber nicht für Grundsätze des Naturschutzes und nicht für stoff-

oder anlagenbezogene Regelungen 

§ Spurenstoffe
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Pflicht, Gestattung zu beantragen

Ø Wie bisher benötigt WVU eine vorherige Erlaubnis oder Bewilligung, 
ggf. erlaubnisfrei gem. §§ 25, 46 WHG

Ø Erlaubnis ist Befugnis..., Bewilligung, § 9 WHG, ist
Recht... ein Gewässer zu benutzen

Ø Gehobene Erlaubnis, § 15 WHG

Ø Zulassung vorzeitigen Beginns, § 17 WHG

Ø Alte Rechte, §§ 20, 21 WHG – Antrag bis 01.03.2013

Ø Planfeststellungen
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Pflicht, Gestattung zu beantragen

Ø § 4 Abs. 2 WHG

Das Grundeigentum berechtigt nicht 
1. zu einer Gewässerbenutzung, die einer behördlichen Zulassung 
bedarf,
2. zum Ausbau eines Gewässers

Ø § 10 Abs. 2 

Erlaubnis und Bewilligung geben keinen Anspruch auf Zufluss von 
Wasser in einer bestimmten Menge und Beschaffenheit
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Zwingende Versagungsgründe

Ø „… darf…“, „… darf nur erteilt werden, wenn…“; „ … ist / sind zu 
versagen, wenn …“

Ø §§12, 14,  18, 35,  37, 39, 48, 57,  58, 60, 68 WHG

Ø OGewV, GrwV

Ø schädliche, nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare 
Gewässerveränderungen, § 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG

Ø Widerspruch gegen Anforderungen aus sonstigen öffentlich-
rechtlichen Bestimmungen, § 12 Abs. 1 Nr. 2 WHG
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schädliche Gewässerveränderungen

Ø § 3 Nr. 10 WHG

Ø zentraler Begriff des WHG

Ø Veränderungen von Gewässereigenschaften, die das Wohl der 
Allgemeinheit, insbesondere die öffentliche
Wasserversorgung, beeinträchtigen oder die nicht den
Anforderungen entsprechen, die sich aus diesem
Gesetz, aus auf Grund dieses Gesetzes erlassenen oder aus 
sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften ergeben

Ø Wasserbeschaffenheit: Wassermenge, Gewässeröko-logie, 
Hydromorphologie, § 3 Nr. 7 WHG
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schädliche Gewässerveränderungen

Ø 7. Gewässereigenschaften

die auf die Wasserbeschaffenheit, die Wassermenge,
die Gewässerökologie und die Hydromorphologie
bezogenen Eigenschaften von Gewässern und
Gewässerteilen
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schädliche Gewässerveränderungen

Ø Festlegungen in Bewirtschaftungsplänen, Maßnahmeprogrammen
oder Steckbriefen

§ behördenverbindlich

§ wenn Auswirkungen auf Morphologie nicht absehbar muss 
Einleiter diese bewerten (BWK M 3), daher nur kurze Erlaubnis
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schädliche Gewässerveränderungen

Ø Festlegungen in Bewirtschaftungsplänen, Maßnahmeprogrammen
oder Steckbriefen

§ ...

§ ℗ Zusätzliche UQN über OGewV hinaus?

• Spurenstoffe

• Beweisbarer Zusammenhang Überschreitung Liste D und 
OGewV? 
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Verschlechterungsverbot

• Eines der beiden Kernziele der WRRL neben dem 
Verbesserungsgebot

• BAB 31/ B61 (Umfahrung Ummeln); Kraftwerk Moorburg, Weser-
und Elbevertiefung. ...

Quelle des Bildes: fotocommunity.de
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Einzelfragen

• Zwingendes Verbot → seitens der Wasserbehörde vor jeder 
Gestattung zu prüfen

• Also entsprechende Darlegung durch Antragsteller notwendig

• Wenn Verbot: Abhilfe möglich?

• wenn nein: Ausnahmen gem. Art. 4 Abs. 5 ff WRRL, § 31 WHG ?

Quelle u.a. : fotocommunity.de
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• Wasserbehörde muss darlegen, nach welcher Methode sie die 
Auswirkungen einer beantragen Gewässerbenutzung prüft

• Verschlechterungs- und Verbesserungsverbot zwingend zu prüfen

• Verschlechterung (+), wenn bereits dann, wenn sich eine 
biologische Qualitätskomponente um eine Stufe verschlechtert –
wenn schon im schlechten Zustand reicht weitere Verschl.

BVerwG Urteil zur Elbvertiefung



© RA Seeliger Blatt 27

• Bei Prognose der Auswirkungen gilt wahrscheinlichkeitsmaßstab 
und nicht der FFH Maßstab

• Bewirtschaftungsplan hat ermessenslenkende Wirkung und ist 
bindend für die Verwaltung 

• Für die Prüfung des Verschlechterungsverbots kommt es allein auf 
die biologischen Komponenten an

BVerwG Urteil 
zur Elbvertiefung
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• Einleitung von Kühl- und Prozesswasser

• Verbesserungsgebot  vor Erteilung einer Erlaubnis zwingend zu 
prüfen

• Ist-Zustand Oberflächengewässer? Gewässertyp gem. WRRL?

• Prognose

• Wahrscheinlichkeitsmaßstab

BVerwG Urteil zum Kraftwerk Staudinger

© Bild: wikipedia
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Mögliche Folgen für Gewässernutzer

• Verschlechterungsverbot ist bei jeder wasserrechtl. Gestattung 
zwingend zu prüfen

Dito Verstoß gegen Verbesserungsgebot

• Kläranlagen, Sonderbauwerke (SW, NW)

• erstmalige Gestattung
• Wiedererteilung

• ℗ bestehende Gestattungen, § 13 WHG?

• ℗ Prognose – wer kann das ?
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Ermessensgrundlagen

Ø Wenn kein zwingender Versagungsgrund: Bewirtschaftungsermessen

Ø „… kann …“

Ø Ermessen: § 24 VwVfG

Ø Wasserversorgung ist Aufgabe der Daseinsvorsorge, § 50 Abs. 1 WHG

Ø Ortsnahe Wasserversorgung, 
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Ermessensgrundlagen

Ø Also hoher Stellenwert der Wasserversorgung, ggf. Vorrang vor 
anderer Gewässerbenutzung

Ø WVU beantragt Bewilligung, nicht Erlaubnis oder gehobene 
Erlaubnis

Ø Verweis auf Erlaubnis oder gehobene Erlaubnis ohne Begründung 
ermessensfehlerhaft

Ø Ggf. Klage des WVU mit dem Antrag Neubescheidung
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Ortsnahe Wasserversorgung / a. a. R .d. T.

Ø öffentliche Wasserversorgung vorzugsweise aus ortsnahen 
Wasservorkommen, § 50 Abs. 2 WHG

Ø Aber: Menge- und Güteprobleme

Ø Wasserversorgungsanlagen sind nach den a.a.R.d.T zu betreiben. §
50 Abs. 3 WHG

Ø In NRW je nach Beschaffenheit des Rohwassers auch S.d.T.

Ø Rohwasseruntersuchungspflicht, § 50 Abs. 4 WHG
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Exkurs Fracking

Ø Seit 08.07.2016

§ grundsätzliches und unbefristetes Verbot von Fracking in 
unkonventionellen Lagerstätten

§ die Überprüfung der Angemessenheit des Verbots durch den 
Deutschen Bundestag 2021

§ höchstens vier Probebohrungen in unkonventionellen 
Lagerstätten 

§ umfangreiche Vorschriften zum Schutz der Trinkwasserversor-
gung

§ Möglichkeit, unter Beachtung der geänderten Trinkwasserschutz-
vorschriften konventionelle Erdgasförderung in Deutschland zu 
betreiben
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Verfahrensfragen

Ø Bewilligung: etwa betroffene Dritte sind vor Erteilung zu beteiligen, 
wie bisher

Ø Nach Erteilung der Bewilligung kein Anspruch auf Beendigung, §
16 Abs. 2 WHG, wie bisher, aber Schadensersatz

Ø Klagebefugnis wg. Verletzung des Rücksichtnahmegebotes

Ø Gilt auch bei gehobener Erlaubnis
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Erteilung eines Wasserrechts

Ø Mit UVP wenn

Ø GW-Entnahme > 2.000 m³/a und erhebliche nachteilige 

Auswirkungen, sonst > 100.000 m³/a

Ø Abwassereinleitung > 9.000 kg/d BSB5 (X) bzw. >600 kg/d BSB5 (A)

Ø Erteilung steht im Ermessen der Wasserbehörden, § 12 Abs. 2 

WHG, wenn keine zwingenden Versagungsgründe

§ ℗ Reichweite des Bewirtschaftungsermessens – Wasserrecht allgemein oder nur 

hins. Trinkwasser?
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Bewilligung 

Ø Recht zu Benutzung eines Gewässers

Benutzung ohne gesicherte Rechtsstellung nicht zumutbar, § 14 
Abs. 1 WHG

Ø bestimmter Zweck und bestimmter Plan (Bedarf)

Ø max. 30 Jahre

Ø Beteiligungsrechte Dritter
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Gehobene Erlaubnis 

Ø Befugnis

Ø bisher in einigen Landesrechten erlaubt

Ø ähnlich Bewilligung weil Dritte nicht Einstellung der Benutzung 
fordern können

Ø Verfahren der Erteilung weitgehend wie Bewilligung

Ø Rechtsschutz gegen Einwendungen Dritter wie bei Bewilligung

Ø Aber: Widerruflichkeit
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Widerruf

Ø Erlaubnisse sind widerruflich

Ø Im pflichtgemäßem Ermessen der Behörde

Ø Bewilligung ist nur den Voraussetzungen des § 49 Abs. 2 VwVfG 
widerruflich

Ø Problem: Entschädigung?

Ø BReg: Ja, ergibt sich aus Verweis auf § 49 VwVfG
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Inhalts- und Nebenbestimmungen

Ø Nachträgliche Auflagen sind zulässig, § 13 Abs. 1 WHG

Ø Insbesondere solche zur Umsetzung von Maßnahmen zur 
Umsetzung der WRRL, §§ 13 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 82 WHG

Ø sparsame Wasserverwendung
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Zwangsrechte

Ø WVU und Abwasserentsorger können Grundstücks-eigentümer zur 
Duldung der Verlegung von Leitungen verpflichten lassen, § 93 
WHG

Ø Voraussetzung: Keien Einigung mit Grundstücks-eigentümer zu 
zumutbaren Bedingungen

Ø Gilt auch für sonstige Abwasseranlagen

Ø Recht zur Enteignung nach Landesrecht bleibt unberührt
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Wasserschutzgebiete

Ø Wie bisher können Wasserschutzgebiete

festgesetzt werden, §§ 51 ff WHG

Ø Entschädigungspflichtige Inhaltsbestimmung, § 52 Abs. 4 WHG, 

bisher so nur bei Naturschutzgebieten

Ø Ausgleich wie bisher, § 52 Abs. 5 WHG
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Wasserschutzgebiete in Deutschland

© Bild und Quelle: UBA / Wasserblick
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Wohl der Allgemeinheit

Ø Erforderlich zum Wohl der Allgemeinheit

Insbesondere die öffentliche Wasserversorgung,  § 3 Nr. 10 
WHG

Ø ansonsten umfassender Begriff, dem alle Bewirtschaftungsmaß-
nahmen unterzuordnen sind, § 6 Abs. 1 Nr. 3 WHG

Ø vornehmlich wasserrechtliche Belange, aber auch andere 
Belange, z.B. ökologische Belange
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„erfordert“ 

Ø „erfordert“ heißt Verhältnismäßigkeit

Ø Schutzwürdigkeit

Ø Schutzbedürftigkeit

Ø Schutzfähigkeit

• St. Rspr. vgl. kürzlich Bay VGH, Urteil vom 12.07.2018 – 8 N 

16.2439 - ; VGH Mannheim, Urteil vom Urteil vom 24.03.2015 

- 3 S 166/14 - = BeckRS 2015, 45500



© RA Seeliger Blatt 45

Voraussetzungen

§ Schutzwürdigkeit: Grundwasservorkommen nach 
Quantität und Qualität für Zwecke für Trinkwasserzwecke 
geeignet

Ø Schutzbedürftigkeit: Ohne Unterschutzstellung muss 
Beeinträchtigung der Rohwasserqualität befürchtet 
werden 

Ø Schutzfähigkeit: Schutz ohne unverhältnismäßige 
Beeinträchtigung rechtlich geschützter Belange anderer 
möglich 
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Voraussetzungen

Ø Erforderlichkeit: Festsetzung vernünftigerweise geboten, um 
weitere Restrisiken für Rohwasser zu vermindern

Ø Kein konkreter Nachweis eines unmittelbar drohenden 
Schadenseintrittes

Ø Aber: Prognoseentscheidung muss plausibel begründet 
werden können - auch hinsichtlich Geltungsbereich und 
Auswahl der Ver- und Gebote
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Gestaltungsspielraum

Ø Ermessen der Wasserbehörde bei der Ausgestaltung einer WSG-V

Ø Abwägung der widerstreitenden Interessen

Ø nachvollziehbares Schutzkonzept

Ø Kompromisse dürfen Schutzkonzept nicht konterkarieren, sondern 
müssen wasserwirtschaftlich vertretbar sein, Untermaßverbot

§ (vgl. z.B. BVerwG, Urt. v. 02. 08. 2012 – 7 CN 1/11; VGH 
München, Urteil vom 27.11.2012 - 22 N 09.2974 sowie VGH 
BW, Urteil vom 24.03.2014 – 3 S 280/10)
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Erforderlich

Ø Die Festsetzung eines Wasserschutzgebiets ist bereits dann 
erforderlich i.S. des § 19 I Nr. 1 WHG, wenn sie vernünftigerweise 
geboten ist, um eine Beeinträchtigung der Eignung des in Anspruch 
genommenen Grundwassers für Trinkwasserzwecke zu vermeiden 
und entsprechende Restrisiken weiter zu vermindern (st. 
Rechtsprechung, 

Ø (vgl. z.B. OVG Greifswald, Urteil vom 19.12.2012 - 4 K 16/09)
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Erforderlich

Ø Räumlich und dem Grunde nach

Ø Auf individuelle Situation zugeschnittener 
Gewässerschutz – also im Prinzip parzellenscharf

Ø Kritisch: Ausnahme für Mitglieder in Kooperation  
WVU/LW
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Erforderlich

Ø In ein Wasserschutzgebiet dürfen nur solche Grundstücke 
einbezogen werden, die im Einzugsbereich der zu schützenden 
Trinkwasserbrunnen liegen und von denen nach den gegebenen 
Erkenntnismöglichkeiten auf Grund eingehender Prüfung der 
örtlichen Verhältnisse Einwirkungen auf das zu schützende 
Grundwasser ausgehen können

Es ist .. nicht zu beanstanden, wenn sich die Wasserrechtsbehörde 
bei einer näheren Abgrenzung des Schutzgebiets und seiner Zonen 
mit wissenschaftlich fundierten, in sich schlüssigen Schätzungen 
begnügt

(Bay VGH 22 N 04.1943)
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Erforderlich

Ø 3 Zonen, § 51 Abs. 2 WHG

©  hhamburg.de
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Erforderlich

©  BMU
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Verfahrensfragen

Ø Keine Bundesregelung, landesrechtliche Bestimmungen 
bleiben in Kraft

Ø Förmliches Verwaltungsverfahren, z.B. § 150 nw LWG

Ø Gelegenheit zur Stellungnahme für Betroffene

Ø Bekanntmachung
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Verfahrensfragen

Ø Veröffentlichung der WSG-V, zusammen mit Karte

Ø Flurstücksnummern müssen ermöglichen, Grundstück 
eindeutig einer WSG-V Zone zuzuordnen

Ø Nichtigkeit bei fehlerhafter Bekanntmachung
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Kein Anspruch auf Festsetzung

Ø Ermessen

Ø Festsetzungsbehörde entscheidet von Amts wegen

Ø Kein Anspruch des WVU auf Festsetzung 

Ø Kein Antrag des WVU – rechtlich nur Anregung - Praxis 
abweichend

Ø Keine Gebühr für Festsetzung
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Vorgelagerte Standortentscheidung 

Ø In Festsetzungsverfahren ist bestehende Bewilligung/ 
Erlaubnis als vorgelagerte Standortentscheidung hinzunehmen

Ø Gleiches gilt bei gerichtlicher Überprüfung der WSG-V

Ø Bei Anhörung Betroffener nicht zu berücksichtigen
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Rechtsschutz

Ø WSGV ist Rechtsverordnung

Ø Klage gegen WSG-V im Wege Normkontrollklage

Ø Klage gegen Versagung Ausnahme oder Befreiung 

Ø Klage der Gemeinde

Ø Klage des privaten Grundstückseigentümer
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Normenkontrollklage

Ø § 47 VwGO i.V.m. AGVwGO der Länder

Ø antragsbefugt: 

natürliche oder juristische Person, die geltend macht, durch die 
Rechtsvorschrift oder deren Anwendung in ihren Rechten 
verletzt zu sein oder in absehbarer Zeit verletzt zu werden

Ø jede Behörde innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung, 
wenn mit der WSG-V befasst (zuletzt VGH Mannheim, Urteil 
vom 19.03.2014 - 3 S 280/10)
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Normenkontrollklage des Erftverbandes

Ø „ .. zulässig ist, wenn die Behörde ein aus ihrer 
Aufgabenstellung resultierendes Interesse an der 
Überprüfung der objektiven Rechtslage besitzt. Ein 
solches Interesse besteht bereits dann, wenn die 
Behörde die streitige Norm bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu beachten hat “
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Klage gegen Versagung Befreiung / Ausnahme

Ø WSG-V enthalten Regelungen über Ausnahmen und 
Befreiungen

Ø Versagung des Antrags berechtigt Kläger zur Klage

Ø Klagebefugnis § 42 VwGO

Ø dann inzidente Überprüfung der WSG-V
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Klage gegen Erteilung der Befreiung

Ø Kann WVU gegen Erteilung Befreiung / Ausnahme 
klagen?

Ø Klagebefugnis aus Rücksichtnahmegebot?

BVerwG 4 C 56/83: u.U. ja, wenn „Belange eines anderen in 
einer qualifizierten und individualisierbaren Weise betroffen 
sind“

WVU kann daher i. R. v. § 42 II VwGO behaupten,  in seinen 
Belangen, auf die besondere Rücksicht zu nehmen ist, verletzt 
worden zu sein
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Agenda

Ø Pflicht zur Wasserversorgung

Ø Wasserrechtliche Gestattungen für WVU, Schutzgebiete, 
Zwangsrechte

Ø Wasserrechtliche Gestattungen für Abwasserentsorger

Ø Bewirtschaftung der Gewässer

Ø Kartellrecht

Ø EU - Recht
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Abwasserbeseitigung 

Ø Pflicht zur Abwasserbeseitigung bei juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts, § 56 Satz 1 WHG

Ø Keine Privatisierung, aber auch nicht ausgeschlossen

Ø Länder können Übertragung auf Private zulassen, § 56 Satz 2 
WHG- bisher nicht erfolgt wg. USt-Problem

Ø Definition Abwasser: Schmutzwasser, gesammeltes 
Niederschlagswasser



© RA Seeliger Blatt 64

Einleitererlaubnis 

Ø Aufbereitung nach Stand der Technik, § 57 Abs. 1 Nr. 1 WHG i. V. 
m. AbwV und deren Anhängen

Ø ℗ Zwingender Versagungsgrund aus (Landes-)UQN?

Ø Neu: BVT-Merkblätter für bestimmte Branchen

Ø Ermächtigungsgrundlage für Abwasserverordnung, § 57 Abs. 2  
WHG (Niederschlagswasser!)

Ø Abwasseranlagen müssen Anforderungen an Gewässer-
eigenschaften und sonstigen rechtlichen Anforderungen genügen 
können
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Sonstige Abwasseranlagen

Ø für sonstige Anlagen gelten a.a.R.d.T. § 60 Abs. 1 WHG

Ø Kanäle

Ø RüB

Ø Sonderbauwerke
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Indirekteinleiter

Ø Bund übernimmt bisher im Landesrecht geregelte Indirekteinleiter-
bestimmungen, §§ 58, 59 WHG

Ø Genehmigungspflicht bei Einleitung in öffentliche Kanalnetze, wenn 
Einleiter in AbwV geregelt, § 58 Abs. 1 WHG

Ø Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn S.d.T. gemäß Anhang 1 
AbwV eingehalten und Kläranlage die eingeleiteten Frachten 
aufbereiten kann

Ø ℗ Überwachungspflicht der Wasserbehörde, §§ 100,101 WHG ?

© RA Seeliger
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Selbstüberwachung

Ø Direkt- und Indirekteinleiter unterliegen Selbstüberwachungspflicht, §
61 Abs. 1 WHG

Ø KA-Betreiber müssen Zustand, Funktionsfähigkeit, Art und Menge 
des Abwassers überwachen

Ø Details: RVO - Achtung: Inkrafttreten sofort!

© RA Seeliger
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Agenda

Ø Pflicht zur Wasserversorgung

Ø Wasserrechtliche Gestattungen für WVU, Schutzgebiete, 
Zwangsrechte

Ø Wasserrechtliche Gestattungen für Abwasserentsorger

Ø Bewirtschaftung der Gewässer

Ø Kartellrecht

Ø EU - Recht
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Bewirtschaftung, § 6 Abs. 1 WHG 

Ø Erhalt oder Schaffung von Nutzungsmöglichkeiten für die öffentliche 
Wasserversorgung

Ø Erhalt der Funktionsfähigkeit

Ø Vermeidung von Beeinträchtigungen

Ø grds. Renaturierungsgebot
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Jedermannspflichten, § 5 WHG

Ø Allgemeine Sorgfaltspflicht für Jedermann

Ø Jede Person ist verpflichtet, eine nachteilige Veränderung der 

Gewässereigenschaften zu vermeiden

Ø Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, ist im 

Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete 

Vorsorgemaß-nahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasser-

folgen und zur Schadensminderung zu treffen… 
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Bewirtschaftung der Gewässer

Ø Außerdem Ziele der WRRL, § 27 ff WHG

Ø Mindestwasserführung, § 33 WHG

Ø Durchgängigkeit, § 34 WHG

Ø Wasserkraftnutzung, § 35 WHG

Ø Anlagen, § 36 WHG

Ø Gewässerrandstreifen, § 38 WHG
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Ziele der WRRL

Ø §§ 27 - 31 WHG

Ø Oberirdische Gewässer, Grundwasser, Fristen, Ausnahmen und 
erheblich veränderte Gewässer

Ø Übernahme des bisherigen Landesrechts

Ø RVO jetzt auf § 23 WHG gestützt
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Mindestwasserführung

Ø § 33 WHG

Ø Kühlwasser für Kraftwerke

Ø Entnahme aus Oberflächengewässer ist erlaubnispflichtig

Ø Zwingender Versagungsgrund wenn keine Abflussmen-ge erhalten 
bleibt, die für Gewässer erforderlich ist, um ^WRRL-Ziele oder Ziele 
des § 6 zu erreichen 
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Durchgängigkeit

Ø § 34 WHG

Ø Errichtung, wesentliche Änderung und Betrieb von Stauanlagen

Ø Genehmigungsvoraussetzung: Erhalt oder Wiederherstellung der 
Durchgängigkeit, wenn notwendig, um WRRL-Ziele zu erreichen

Ø Auch bestehende Stauanlagen
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Wasserkraftnutzung

Ø § 35 WHG

Ø Zulassungsvoraussetzung für neue Anlagen der Wasserkraft-
nutzung: Schutz der Fischpopulation

Ø Gilt auch für den Betrieb bestehender Anlagen
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Anlagen in und an Gewässern

Ø § 36 WHG

Ø Pflicht zur Unterhaltung von Anlagen, um die Unterhaltung der 
Gewässer nicht zu erschweren und um schädliche Gewässer-
veränderungen zu verhüten

Ø Brücken, Leitungen

Ø Unterhaltspflichtig: grds. Eigentümer, Verband kann für diesen tätig 
werden und hat dann Ersatzanspruch, § 40 Abs. 3 WHG

Ø Kostenersatz Verbände bei Ersatzvornahme, § 40 Abs. 1 S. 1 WHG
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Gewässerrandstreifen

Ø § 38 WHG

Ø im Außenbereich fünf Meter, Abweichungsrecht der Länder. 
Landesrecht kann Gewässerrandstreifen im Innenbereich festsetzen

Ø Verboten: Umwandeln Grünland in Ackerland, Entfernung 
standortgerechter Pflanzen, Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen

Ø bundes(wasser)rechtlich nicht verboten: PSM und Düngemittel

Ø BMU gibt Rückschritt zu!
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Gewässerrandstreifen

Ø § 30 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG2009

Schutz der Nahbereiche von Gewässern (als Biotop) vor 
Beeinträchtigung

Ø §§ 1a DüngeG, 3 DüngeV, 6 PflSchG

gute fachliche Praxis - kein Eintrag in Gewässer

Ø Problem: Vollzug!
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Gewässerunterhaltung 

Ø § 39 WHG

Ø Abgrenzung zum Ausbau

Ø Träger der Unterhaltungslast: Eigentümer, Anlieger, Verbände, § 40 
WHG

Ø Sicherung ordnungsgemäßem Wasserabfluss, § 39 Nr. 1 WHG
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Gewässerunterhaltung 

Ø Erhaltung der Ufer, § 39 Nr. 2 WHG

Ø ökologische Funktionsfähigkeit, § 39 Nr. 4 WHG

Ø è Wer bezahlt die Kosten ökologischer Gewässerunterhaltung? 

§ aus Steuermitteln?

§ Konnexitätsprinzip?

§ Förderung aus AbwAG Aufkommen?
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Hochwasserschutz

Ø §§ 72 ff WHG

Ø Umsetzung der EG-Hochwasser-Richtlinie

Ø Bauverbote in Überschwemmungsgebieten, auch nach § 34 BauGB

Ø Überleitung für bestehende Überschwemmungsbiete nach § 106 
Abs. 3  WHG
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EU – Hochwasserschutz-Rili

Ø Europa: 2007/60/EG

Ø Bewertung des Hochwasserrisikos

Ø Festsetzung Hochwasserrisikogebiete

Ø Hochwassergefahrenkarte

Ø Hochwasserrisikokarten

Ø Hochwasserrisikomanagementpläne
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WHG - Hochwasserschutz

Ø Hochwasser ist die zeitlich begrenzte Überschwemmung von 
normalerweise nicht mit Wasser bedecktem Land durch 
oberirdische Gewässer oder durch in Küstengebiete 
eindringendes Meerwasser.

Ø Flussgebietsbezogene Bewertung des Hochwasserrisikos, 
bezogen auch auf Gesundheit, erhebliche Sach- und 
Kulturwerte, § 73 WHG

Ø Hochwassergefahrenkarten, § 74 WHG

Ø Risikomanagementpläne, § 75 WHG



© RA Seeliger Blatt 84

WHG - Hochwasserschutz

Ø Überschwemmungsgebiete, § 76 WHG

Ø als Rückhalteflächen freizuhalten, § 77 WHG

Ø Schutzvorschriften für festgesetzte Überschwemmungs-
gebiete, § 78 WHG

Ø Keine neuen B-Pläne, keine Arrondierungssatzungen, aber: 
Änderungen der Nutzungsmöglichkeiten in  B-Plänen zulässig

Ø keine Baugenehmigungen, Ausnahmen
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Hochwasserschutz

Ø Ausnahmen, § 78 Abs. 2 WHG

Ø 9 kumulative Voraussetzungen, bspw. 

Ø keine nachteiligen Auswirkungen auf den HW-Abfluss,

Ø umfang- , funktions- und zeitgleicher Ausgleich von verloren 
gehendem Retentionsraum

Ø ab 01/2018 Hochwasserschutzgesetz II 
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WHG - Hochwasserschutz

Ø Rechtsschutz

Ø §§ 72 ff WHG verdrängen tw. Landesrecht

Ø Einbeziehung Grundstück in Überschwemmungsgebiet ist keine 
Enteignung – BVerwG 7 CN 1.04 zu § 32 WHG alt

Ø § 78 WHG ist nachbarschützend  

Ø Außerdem: Überschwemmungen durch Starkregen
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Hochwasserschutz

© Erftverband
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Blattschnitte

§ 31 Kartenblätter: 
jeweils für Lastfall 
grün, blau und rot
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Lastfall„Rot“
HQ extrem

Lastfall „Grün“
Erste Schäden

Lastfall„Blau“
HQ 100

Hochwassergefahrenkarten - Lastfälle
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Hochwassergefahrenkarten – Beispiel Erftstadt
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JGS - Anlagen

Ø Für Anlagen zum Umgang zum wassergefährdenden
Stoffen gilt Besorgnisgrundsatz, § 62 Abs. 1 WHG

Ø „Der Eintritt nachteiliger Gewässerverunreinigungen darf nicht 
unwahrscheinlich sein“ 

Ø Für JGS-Anlagen zusätzlich Gebot des bestmöglichen
Schutzes der Gewässer; § 62 Abs. 1 S. 3 WHG

Ø Innerhalb wie außerhalb von WSG – kein Ausgleichsanspruch
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Gewässeraufsicht

Ø §§ 100 ,101 WHG

Ø Überwachung der sich aus WHG oder RVO nach § 23 WHG 
ergebenden Pflichten

Ø Pflicht zum Einschreiten nach Rspr. im Einzelfall ja

Ø Sonst pflichtgemäßes Ermessen

Ø Übliche Betretungsrechte der WVU Mitarbeiter und 
Aussageverweigerungsrechte der Betroffenen
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Agenda

Ø Pflicht zur Wasserversorgung

Ø Wasserrechtliche Gestattungen für WVU, Schutzgebiete, 
Zwangsrechte

Ø Wasserrechtliche Gestattungen für Abwasserentsorger

Ø Bewirtschaftung der Gewässer

Ø Kartellrecht

Ø EU - Recht
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Aktivitäten der EU Kommission

Ø Novelle EU Kartellvergaberichtlinien abge-

schlossen – Umsetzung am 25.02.2016 

in Kraft getreten

Ø Wasserversorgung von DLK Rili nicht erfasst, aber

Revisionsklausel April 2019  - keine Revision vor 2021

Ø „Right2water“ – gegen Privatisierung, Konsultation der EU-KOM zur 

Zufriedenheit mit der Wasserversorgung führt zu Novelle 

Trinkwasserrichtlinie

Ø Umsatzsteuer 

Bild: http://www.esma-touristic.com/wp-content/uploads/2010/09/EU-Kommission.jpg
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Aktivitäten der EU Kommission

Ø Konsultation Abwasserrichtlinie abgeschlossen

§ stakeholder Konferenz am 16.11.2018

Ø Konsultationen zur WRRL abgeschlossen

Ø è Was steht in einer evtl. novellierten WRRL? 

Bild: http://www.esma-touristic.com/wp-content/uploads/2010/09/EU-Kommission.jpg
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EuGH

Ø EuGH stärkt (Klage)rechte  von Bürgern und Umweltverbänden

§ Art 4 WRRL?

§ Nitrat-Rili (Deutschland verurteilt)

§ Neues Vorabentscheidungverfahren aus Österreich

Bild: http://www.esma-touristic.com/wp-content/uploads/2010/09/EU-Kommission.jpg
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ØEinzelne Bilder, Grafiken, Karten und 
Flaggen sind dem Internet entnommen, 
bspw. google maps, EuGH, UBA, 
Wasserblick, wikipedia

Copyrights
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Noch Fragen:

RA Per Seeliger
Erftverband
Am Erftverband 6

50126 Bergheim
per.seeliger@erftverband.de

Tel: 02271 / 88-1271
Fax: 02271 / 88- 1444
Mobil: 0171 / 1028 357

RA Per Seeliger
Höhlenweg 16b
53125 Bonn
RASeeliger@gmx.de

Tel: 0228 / 3692 4087
Fax: 0228 / 3692 4086
Mobil: 0151 7500 1957
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